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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 
90 Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 12. 

Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
(12.BayIfSMV); Allgemeinverfügung zur Bekämpfung 
des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 auf Grund des 
Unterschreitens des Sieben-Tages-Inzidenzwertes von 
100 je 100.000 Einwohner im Landkreis Eichstätt 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt für das Gebiet des Landkreises 
Eichstätt gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), 
Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) und § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) 
sowie in Verbindung mit § 27 Abs. 1 der 12. Bayerischen Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung vom 5. März 2021 (12 BayIfSMV) zu-
letzt geändert durch § 1 der Verordnung vom 5. Mai 2021 (BayMBl. 
Nr. 307, folgende 

 
Allgemeinverfügung: 

 

1. Abweichend von § 13 Abs. 1 der 12. BayIfSMV ist die Öff-

nung der Außengastronomie für Besucher mit vorheriger 

Terminbuchung mit Dokumentation für die Kontaktnachver-

folgungzugelassen; sitzen an einem Tisch Personen aus 

mehreren Hausständen, ist ein vor höchstens 24 Stunden 

vorgenommener POC-Antigentest oder Selbsttest oder ein 

vor höchstens 48 Stunden vorgenommener PCR-Test in Be-

zug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

mit negativem Ergebnis der Tischgäste erforderlich. Ein 

Schutz- und Hygienekonzept nach Maßgabe der Rahmen-

konzepte der zuständigen Staatsministerien ist erforderlich. 

 

2. Abweichend von § 23 Abs. 1 der 12. BayIfSMV ist die Öff-

nung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern sowie Ki-

nos für Besucherinnen und Besucher mit einem Testnach-

weis nach Nr. 1 zugelassen. Ein Schutz- und Hygienekon-

zept nach Maßgabe der Rahmenkonzepte der zuständigen 

Staatsministerien ist erforderlich. 

 

 

 

 

3. Abweichend von § 10 Abs. 1 der 12. BayIfSMV ist kontakt-

freier Sport im Innenbereich sowie Kontaktsport unter 

freiem Himmel unter der Voraussetzung, dass alle Teilneh-

merinnen und Teilnehmer über einen Testnachweis nach Nr. 

1 verfügen zugelassen. Ein Schutz- und Hygienekonzept 

nach Maßgabe der Rahmenkonzepte der zuständigen Staats-

ministerien ist erforderlich. 

 

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekannt-

machung mit Wirkung ab dem 12. Mai 2021 in Kraft. 

 

5. Diese Allgemeinverfügung tritt außer Kraft, wenn der maß-

gebliche Inzidenzwert der 7-Tage-Inzidenz von 100 an drei 

aufeinanderfolgenden Tagen überschritten und dies nach § 3 

Nr. 3 der 12. BayIfSMV amtlich bekanntgemacht worden 

ist. Für den Zeitpunkt des Außerkrafttretens gilt § 3 Nr. 1 

der 12. BayIfSMV entsprechend. 

 

Hinweis: 

Die maßgeblichen Rahmenkonzepte Gastronomie, Sport, Kinos 

und für kulturelle Veranstaltungen in Theatern, Opern- und Kon-

zerthäusern sind auf der Internetseite des Landratsamtes Eichstätt 

unter https://www.landkreis-eichstaett.de/meta/informationen-

und-hilfsangebote-zum-coronavirus/ einsehbar. 

 

Begründung: 

 

I 

Im Landkreis Eichstätt ist die 7-Tage-Inzidenz von 100 Fällen pro 
100.000 Einwohner im Kreisgebiet des Landkreises Eichstätt seit dem 
5. Mai 2021 deutlich und dauerhaft unterschritten. Der 7-Tage-Inzi-
denzwert ist seit dem Höchststand am 26.04.201 (172,3) auch dauerhaft 
rückläufig und liegt aktuell bei 82,8 (Stand: 10. Mai 2021). In den letz-
ten 14 Tagen in Folge ist eine gleichbleibend Rückläufige Entwicklung 
des Infektionsgeschehens gegeben. 
 

Entwicklung seit dem Höchsttand  

der 7-Tage-Inzidenz 

26.04.2021 172,3 

27.04.2021 170,8 

28.04.2021 157,3 

29.04.2021 135,5 

30.04.2021 123,4 

01.05.2021 115,9 

02.05.2021 109,1 

03.05.2021 110,6 

04.05.2021 109,9 

 

Entwicklung seit Unterschreitung der 7-Tage-Inzidenz von 100 

05.05.2021   97,8 

06.05.2021   94,1 

07.05.2021   85,8 

A M T S B L A T T  

https://www.landkreis-eichstaett.de/meta/informationen-und-hilfsangebote-zum-coronavirus/
https://www.landkreis-eichstaett.de/meta/informationen-und-hilfsangebote-zum-coronavirus/
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08.05.2021   99,3 

09.05.2021   94,0 

10.05.2021   82,8 

 

Das Landratsamt Eichstätt macht insofern von der Möglichkeit Ge-
brauch erleichternde Abweichungen von den Bestimmungen der 12. 
BayIfSMV durch Allgemeinverfügung gem. § 27 Abs. 1 der 12. 
BayIfSMV frühestens ab dem Tag nach Bekanntmachung dieser Allge-
meinverfügung für den Landkreis Eichstätt zuzulassen für  

1. die Öffnung der Außengastronomie 

2. die Öffnung der von Theatern, Konzert- und Opernhäusern 

und Kinos sowie 

3. den kontaktfreien Sport im Innenbereich und den Kontakt-

sport im Außenbereich. 

 

Vor Erlass der Allgemeinverfügung wurde das Staatsministerium für 

Gesundheit und Pflege beteiligt. Das Einvernehmen des Staatsministe-

riums für Gesundheit und Pflege zum Erlass der Allgemeinverfügung 

wurde am 10.5.2021 erteilt.  

 

II. 

 

Die sachliche Zuständigkeit des Landratsamtes Eichstätt sich aus 
§ 28 Abs. 1 Satz 

1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, i.V.m. § 27 Abs. 1 der 12. 
BayIfSMV und § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV); die 
örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). 
 

Rechtsgrundlage für die Allgemeinverfügung ist § 27 Abs. 1 der 12. 
BayIfSMV. 
 

Wird nach § 27 Abs. 1 der 12. BayIfSMV in einem Landkreis die 
7-Tage-Inzidenz von 100 nicht überschritten und erscheint die Entwick-
lung des Infektionsgeschehens stabil oder rückläufig, so kann die zu-
ständige Kreisverwaltungsbehörde im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Gesundheit und Pflege frühestens ab dem 22. März 
2021 weitergehende erleichternde Abweichungen von den Bestimmun-
gen der 12. BayIfSMV in Bezug auf 

1. die Öffnung der Außengastronomie 

2. die Öffnung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern und 

Kinos sowie 

3. den kontaktfreien Sport im Innenbereich und den Kontakt-

sport im Außenbereich  

nach Maßgabe von Rahmenkonzepten, die von den zuständigen 

Staatsministerien im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 

Gesundheit und Pflege bekanntgemacht werden und in denen die er-

forderlichen Schutz- und Hygienemaßnahmen festzulegen sind, zulas-

sen.  

 

Seit dem Höchststand am 26.04.2021 mit einer 7-Tage-Inzidenz 
von 172,3 ist die Zahl an Infizierten im Landkreis Eichstätt rückläufig. 
Der als für weitere erleichternde Abweichungen maßgebliche Schwel-
lenwert der 7-Tage Inzidenz von 100 Fällen pro 100.000 Einwohner ist 
im Kreisgebiet des Landkreises Eichstätt seit dem 5. Mai 2021 unter-
schritten. Der 7-Tages-Inzidenzwert ist seitdem auch dauerhaft rück-
läufig und liegt aktuell bei 82,8 (Stand: 10.05.2021), beziehungsweise 
nur einmal leicht nach oben schwankend (8.5.), was aber innerhalb ei-
ner test- und auswertungsbedingten natürlichen Schwankungsbreite zu-
zurechnen ist. Der 7-Tages-Inzidenz-Wert ist somit bereits 6 Tage in 
Folge unter 100 mit rückläufiger Tendenz. 
 

Somit ist die Grundlage für die jetzige Allgemeinverfügung mit den 
erleichternden Abweichungen zumindest nach §27 Abs. 1 der 12. 
BayIfSMV gegeben. 
 

Durch die bisherigen Einschränkungen der Infektionsschutzmaß-
nahmenverordnungen wurde in den Schutzbereich beinahe aller verfas-
sungsmäßig garantierter Grundrechte mehr oder minder stark eingegrif-
fen. Die Bürger werden insbesondere durch die Fülle der Maßnahmen 
hierdurch bereits über einen erheblichen Zeitraum massiv in Ihrer Le-
bensführung beschränkt. Daher ist das Interesse der Allgemeinheit an 
einer Wahrung zumindest der bestehenden Möglichkeiten zur freien 
Gestaltung der Lebensführung als sehr hoch zu gewichten. 

 

Dennoch wiegt auch weiterhin das Allgemeine Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit schwer. Durch die staatlichen Eingriffe 
konnte eine unkontrollierte Ausbreitung des neuartigen und insbeson-
dere im Hinblick auf mögliche Spätfolgen noch nicht ausreichend er-
forschten Virus in Deutschland bislang weitgehend verhindert werden. 
Die für diesen Fall zu erwarten stehende Überlastung des Gesundheits-
systems konnte dadurch bislang abgewandt werden. Dennoch ist die 
drohende Gefahr weiterhin als sehr hoch einzuschätzen. Im Falle un-
kontrollierter Infektionsketten droht weiterhin eine Überlastung des 
Systems und damit eine möglicherweise exponentielle Ausbreitung des 
Virus. In diesem Fall ist nicht nur mit einem starken Anstieg der To-
deszahlen zu rechnen, sondern die infolge zwingend zu ergreifenden 
Maßnahmen würden auch noch schwerwiegendere Grundrechtsein-
griffe nach sich ziehen. 

 

Im Landkreis Eichstätt existiert eine umfangreiche (Schnell-)Test-
infrastruktur, so dass Testmöglichkeiten umfassend gegeben sind.  

 

Die Impfquote im Landkreis beträgt bei den Erstimpfungen rund 30 
% und bei den Zweitimpfungen knapp 8%.  

 

Die Ermittlung von Indexfällen und die Kontaktnachverfolgung 
werden durch das Gesundheitsamt zuverlässig tagesaktuell abgearbei-
tet. 

 

Insofern ist gewährleistet, dass Infektionsketten schnell unterbro-
chen werden können und die Infektionslage auch mit weiteren Öffnun-
gen unter Kontrolle gehalten werden kann. 

 

Da die erleichternden Öffnungen jeweils an die Maßgabe von an-
zuwendenden Rahmenkonzepten der Staatsministerien gebunden sind, 
ist es bei Abwägung aller Gesichtspunkte vertretbar, diese zuzulassen. 

 

Insbesondere durch die mit dem Besuch von Außengastronomie, 
Theatern, Konzerthäusern und Kinos sowie der kontaktfreien Sportaus-
übung im Innenbereich und des Kontaktsportes im Außenbereich ver-
bundenen Voraussetzung eines tagesaktuellen COVID-19-Schnell- o-
der Selbsttest kann das Infektionsrisiko weitgehend minimiert werden. 
Die Einschränkungen sind insofern auch angemessen, da die Nachteile, 
die damit verbunden sind, nicht außer Verhältnis zum angestrebten 
Zweck der Maßnahme stehen. 

 

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen 
Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt gegeben. In einer All-
gemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hier-
von abweichender Zeitpunkt, jedoch frühestens der auf die Bekanntma-
chung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Ge-
brauch gemacht, sodass die Allgemeinverfügung am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Eichstätt als bekannt ge-
geben gilt.  

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer 

Bekanntgabe Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München 

Postfachanschrift: 80005 München, Postfach 20 05 43 
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Hausanschrift: 80335 München, Bayerstr. 30 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 

Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-

halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 

Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 

Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

-  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

 nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

-  Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

 Rechtsbehelfen sind der Internetpräsenz der Bayerischen 

 Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu ent-

 nehmen. 

 -  Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-

 waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-

 rensgebühr fällig. 

 

Landratsamt Eichstätt 

Eichstätt, 10. Mai.2021 

Seitz, Oberregierungsrätin 

 

 

 

 
91 Allgemeinverfügung zur Anordnung eines Impfverbots 

gegen die Infektion mit Boviner Virus Diarrhoe (BVD) im 
Landkreis Eichstätt 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt aufgrund des Art. 46 Abs. 1 
Buchstabe a) der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 09. März 2016 zu Tierseuchen und zur Än-
derung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich Tiergesundheit 
(„Tiergesundheitsrecht“), zuletzt geändert durch Art. 1 der Änderungs-
verordnung (EU) 2018/1629 vom 25.07.2018 (ABl. L272 S. 11), Art. 
71 Abs. 1 Buchstabe b), Art. 72 Buchstabe f) und Anhang IV Teil VI 
Kapitel 2 Abschnitte 1 und 2 der Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 
der Kommission vom 17.12.2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vor-
schriften betreffend Überwachung, Tilgungsprogramme und des Status 
„seuchenfrei“ für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen so-
wie Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits- 
und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie 
die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 
2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 
(GVBl. S. 370) geändert worden ist, folgende 

 
Allgemeinverfügung: 

 

I. 

 

1. Die Impfung von Rindern gegen die Infektion mit dem BVD-

Virus (BVDV) ist ab dem 15. Mai 2021 im gesamten Gebiet 

des Landkreises Eichstätt verboten. 

2. Die zuständige Behörde kann im Fall eines Ausbruchs eine 

Ausnahme vom Impfverbot nach vorgenannter Nummer 1. 

gestatten, wenn 

 

a) die Ergebnisse der epidemiologischen Untersu-

chung und der Untersuchungen gemäß Artikel 25 

Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 gezeigt ha-

ben, dass von dem Ausbruch nur eine begrenzte 

Zahl von Betrieben betroffen war und 

b) nur eine begrenzte Zahl von Rindern, die von der 

zuständigen Behörde zur Bekämpfung des Aus-

bruchs für erforderlich gehalten wird, unter Auf-

sicht der zuständigen Behörde geimpft wird und die 

Impfung für jedes Tier dokumentiert wird. 

 

3. In Rinder haltende Betriebe im Landkreis Eichstätt dürfen ab 

dem 15. Mai 2021 ausschließlich BVDV-unverdächtige Rin-

der eingestellt werden, die nicht gegen die BVDV-Infektion 

geimpft worden sind. 

 Die BVDV-unverdächtigen, nicht gegen die BVDV-Infektion 

geimpften Rinder nach Satz 1 müssen von einem schriftlichen 

oder elektronischen Nachweis über die BVDV-

Unverdächtigkeit des jeweiligen Rindes begleitet sein. 

 

II. 

Die sofortige Vollziehung der in Abschnitt I getroffenen Regelun-
gen wird nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) im öffentlichen Interesse angeordnet. 

 

III. 

Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
als bekannt gegeben. 
 

IV. 

Kosten werden nicht erhoben. 
 

Gründe: 

 

I. 

 

Das Landratsamt Eichstätt ist gem. Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
GDVG sachlich und gem. Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) örtlich für den Erlass dieser All-
gemeinverfügung zuständig. 

 

Die BVDV-Infektion ist eine gelistete Tierseuche der Rinder. 

 

Seit dem 01.01.2011 wird die BVD in Deutschland staatlich be-
kämpft. Seither ist ein kontinuierlicher Rückgang der Zahl BVDV-
infizierter Bestände zu verzeichnen. Die Tilgung der Tierseuche BVD 
und die Anerkennung Bayerns als BVDV freie Region im Sinne des 
Art. 36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 sind das Ziel. Ein solcher 
Status ermöglicht es, durch verpflichtende Zusatzgarantien beim Ver-
bringen von Rindern die Rinderbestände in Bayern vor BVDV-
Neuinfektionen zu schützen. Die günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe in Bayern 
Impfungen gegen BVD nicht mehr durchführt, erlauben den Erlass ei-
nes ab dem 15. Mai 2021 geltenden Impfverbotes. 

 

Rechtsgrundlage für die Anordnung eines Impfverbots ist Art. 46 
Abs. 1 Buchstabe a) der Verordnung (EU) 2016/429. Hiernach können 
Verbote und Beschränkungen in Bezug auf die Verwendung von Tier-
arzneimitteln ergriffen werden. Für die Erlangung des Status „frei von 
BVD in Bezug auf gehaltene Rinder“ bzw. die Aufrechterhaltung dieses 
Status ist ein Verbot der Impfung für gehaltene Rinder gemäß Anhang 
IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitte 1 und 2 der Delegierten Verordnung 
2020/689 gesetzlich vorgeschrieben. 

 

Die Einstellungsanordnung in Abschnitt I Nummer 3 ist auf Art. 18 
Abs. 1 Buchstabe a) v) der Delegierten Verordnung 2020/689 gestützt. 
Danach haben die Unternehmer sämtliche von der zuständigen Behörde 
als notwendig erachtete Maßnahmen zu erfüllen. Die Maßnahme, dass 
nur Rinder, die nicht gegen die BVDV-Infektion geimpft worden sind, 
in Rinder haltende Betriebe eingestellt werden dürfen, ist notwendig, 
weil eine Unterscheidung von Impf- und Feldvirusantikörpern bei 
BVDV nicht möglich ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit si-
cher die Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb kann 
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weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Artikel 18 Absatz 1 i. V. 
m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstabe d der De-
legierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission nur aufrecht-
erhalten, wenn in den Betrieb nur Rinder eingestellt werden, die nicht 
gegen BVDV geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Der Status „BVD-freie Zone“ nach Artikel 72 Buchstabe f 
der Delegierten Verordnung 2020/689 wurde bereits beantragt. 

 

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchenbekämpfung 
entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I dargelegten epidemiolo-
gischen Situation bzw. des erreichten Standes der Tilgung der Tierseu-
che ist eine Impfung für einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und 
zur Inanspruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. Die 
mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug auf die Virusfrei-
heit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmöglichkeiten im Viehverkehr 
ein nicht vertretbares Risiko für die BVDV-freie Rinderpopulation dar. 

 

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch verhindert, dass 
gemäß Abschnitt I Nummer 3 der Allgemeinverfügung ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände verbracht werden dürfen. 
Neuinfektionen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht-virus-
freien Tieren zurückgeführt. Eine vorbeugende Schutzimpfung von 
Rindern gegen die BVDV-Infektion ist deshalb entbehrlich. 

 

In Rinderbestände dürfen daher ab dem 15. Mai 2021 nur noch 
BVDV-unverdächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen die 
BVDV-Infektion geimpft worden sind. 

 

Die angeordneten Maßnahmen in Abschnitt I des Tenors verstoßen 
auch nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen 
in erster Linie den Zweck der Förderung der Tiergesundheit, der Ver-
hinderung von Reinfektionen und der Verhinderung volkswirtschaftli-
cher Schäden. Sie dienen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förde-
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen zu 
bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge der Allgemein-
verfügung getroffenen Maßnahmen sind unerlässliche Maßnahmen bei 
der BVDV-Bekämpfung. Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-
unverdächtiger Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklärung der Seu-
chenfreiheit gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 der 
Kommission in Anspruch nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit 
auch auf Betriebsebene sicherzustellen. 

  

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und die Einstel-
lungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den Anteil nicht geimpfter 
BVDV-freier Tiere innerhalb der Rinderpopulation kontinuierlich zu 
erhöhen und wesentliche Voraussetzung zur Gewährung des Status 
„frei von BVD in Bezug auf gehaltene Rinder“ auf Grundlage der De-
legierten Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission. 

  

Um eine Anerkennung durch die Kommission zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungsmöglichkeiten 
erforderlich. Es gibt keine alternativen Möglichkeiten, mit denen die 
angestrebten Ziele gleich gut erreicht werden könnten und die gleich-
zeitig gleich wirksam sind. 

 

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind ferner ange-
messen, da das öffentliche Interesse an der Bekämpfung der Seuche das 
Interesse der Rinderhalter am freien Bestimmungswillen über ihr Ei-
gentum überwiegt. Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um 
Nutzungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsentziehung 
dar. 

 

Eine BVDV-Infektion kann zu massiven klinischen Erscheinungen 
und damit wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der Betriebe, die die 
BVD getilgt haben, vor Reinfektionen bedeuten für diese Unternehmen 
nicht unerhebliche wirtschaftliche Aufwendungen für Biosicherheits-

maßnahmen, welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tier-
haltungen in der Region mit niedrigerem seuchen-hygienischen Status 
bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt sich, dass das öffentli-
che Interesse an den angeordneten Maßnahmen die Interessen der 
dadurch betroffenen Tierhalter am freien Bestimmungswillen über ihr 
Eigentum überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit ih-
ren Tieren nach Belieben verfahren zu können, stehen mögliche erheb-
liche wirtschaftliche Schäden, der Schutz der freien Bestände und die 
Tiergesundheit als zwingende Gründe gegenüber. Zudem dienen die 
angeordneten Maßnahmen dazu, die Anerkennung als BVDV-freie 
Zone zu erreichen. Damit geht wegen des höheren Tiergesundheitsstan-
dards der Rinder eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugutekommt, dienen die 
Maßnahmen letztlich auch den Interessen der von den Maßnahmen be-
troffenen Tierhalter. 

 

Darüber hinaus ist in Abschnitt I Nummer 2 der Allgemeinverfü-
gung zur Vermeidung unbilliger Härte eine Ausnahmemöglichkeit vor-
gesehen. So kann für Rinderhaltungen, von der zuständigen Behörde im 
Einzelfall eine Ausnahme vom allgemeinen Impfverbot erteilt werden. 

 

 

II. 

Die sofortige Vollziehbarkeit der Nummern 1 bis 3 des Abschnitts 
I dieser Allgemeinverfügung wurde nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) im überwiegenden öffentlichen Inte-
resse angeordnet. 

 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung unter Abschnitt II die-
ser Allgemeinverfügung wurde auf der Grundlage des § 80 Absatz 2 
Nummer 4 VwGO erlassen. Es liegt im besonderen öffentlichen Inte-
resse, dass die zur wirksamen Seuchenbekämpfung erforderlichen 
Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug durchgeführt werden können. Die-
sem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder 
gleichwertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es rechtferti-
gen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung bis zu einer 
zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung hinauszu-
schieben. Aufgrund des erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die angeordneten 
Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu vollziehen. Die Maßnahmen 
sind sowohl im öffentlichen Interesse wie im Interesse der potentiell 
gefährdeten Tierhalter unbedingt erforderlich. 
 

III. 

Abschnitt III dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 41 Abs. 4 
S. 4 BayVwVfG. 

Von der Möglichkeit der Fristverkürzung wurde wegen der für den 
die Erlangung bzw. Aufrechterhaltung des Status „frei von BVD“ Ge-
brauch gemacht. Die entsprechenden Maßnahmen müssen im Interesse 
einer Erlangung bzw. Aufrechterhaltung des Status unverzüglich grei-
fen. 
 

IV. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Gesetzes zur Aus-
führung des Tiergesundheitsgesetzes. 
 

Hinweise: 

Auf die Bußgeldtatbestände des § 32 Abs. 2 Nr. 3 Tiergesundheits-
gesetz wird hingewiesen. 
 

Ein etwaiger Rechtsbehelf gegen Abschnitt I dieser Allgemeinver-
fügung hat aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung gem. § 
80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht München, 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage muss den Kläger, 

den Beklagten ([…Beklagter, z. B. Freistaat Bayern…]) und den Ge-

genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 

Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-

weismittel sollen angeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift 

oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 

sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 

(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Be-

reich des Tiergesundheitsrechts abgeschafft. Es besteht 

keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-

zulegen.

 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz 

[des/der (Behörde, die den Bescheid erlassen hat unter An-

gabe der Internetseite/des Links) bzw.] der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-

tungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebühren-

vorschuss zu entrichten. 

 

Landratsamt Eichstätt, 11.05.2021 

E w a l d, Regierungsrätin 

 

 

http://www.vgh.bayern.de/

